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Vorgeschichte erfahren sie
nur selten etwas. Denkbar ist
zum Beispiel, dass eine Frau
für eine Tänzerinnentätigkeit
von einem Händler angewor-
ben wird, der sie mit neuer
Kleidungundentsprechenden
Papieren versorgt. Diese ers-
ten Ausgaben und kompro-
mittierende Fotos von der
Frau in eindeutigen Situatio-
nen, oft unter Einfluss von
Drogen geschossen, können
bereits eine fatale Abhängig-
keit begründen. Die Frau
ni mmt den erpresserischen
Deal an, umdie Schulden zu
bezahlen, fliegt als Artistin
nach Luxemburg− umdort zu
erfahren, dass sie sich prosti-
tuieren soll. Menschenhandel
ohne Gewalt und dazu (fast)
legal.

Russische und polnische
Frauen, die um ihre Einnah-
men von Zuhältern betrogen

und ohne die benötigten Pa-
piere von der hiesigen Polizei
aufgegriffen wurden, illegale
Prostituierte, die luxemburgi-
schen Sozialarbeiterinnen
wiederholt von dubiosen Ein-
reisewegen berichten, zeigen,
dass auch für klassische
Schleuser lukrative Schlupf-
löcherins Großherzogtumbe-
stehen. Diesefliegennur dann
auf, wenn die Polizei die Tä-
ter− gezielt oder zufällig− kon-
trolliert, oder wenn Zeugen
gegen die Händler aussagen,
was aber kaumgeschieht.
"Wer anzeigen und aussa-

gen will, braucht viel Mut",
sagt Lea Ackermann von Soli-
daritywith WomeninDistress
(Solwodi). Die deutsche Orga-
nisation ist eine der drei
NGOs, die beimeuropäischen
Daphné−Projekt "Schutz, Bera-
tung und Betreuung von Ge-
waltopfern und Opferzeugin-
nen bei Menschenhandel"
mitgewirkt haben, und hat
sichauf denZeuginnenschutz
spezialisiert. Die geringe Aus-
sagebereitschaft vonBetroffe-
nen führt die Solwodi−Vorsit-
zende auf verschiedene Ursa-
chen zurück. Die Frauen ha-
ben meist Angst vor Abschie-
bungen, sind auf Grund nega-
tiver Erfahrungen in ihrem
Hei matland misstrauisch ge-
genüber den Behörden, und
sie werden häufig massivvon
den Zuhältern bedroht und
misshandelt. Oft werdenauch
noch Familienmitglieder in
den Hei matländern bedroht.
Angebliche Schulden gegen-
über demSchleuser und/oder
dem Zuhälter sowie Scham
vor denAngehörigen, die häu-
fig nicht wissen, auf welche
Weise die Frauen ihr Geld
wirklich verdienen, kommen
hinzu.
"Zwischen vielen Frauen

und Tätern gibt es so etwas
wieeineunheilige Allianz", er-
klärt Ackermann. Ausländi-
sche Prostituierte hätten oft
kein Interesse daran, mit der
Polizei oder der Justiz zusam-
menzuarbeiten, zu groß sei
die Angst vor dem Zuhälter
und der Rückkehr in die Hei-
mat. Dort erwartet dieFrauen
oftmals nicht nur dieStigmati-
sierung durch die Familie,
sondern zudemein Leben in
großer Armut. Denn der All-
tag in den so genannten
Transformationsländern Mit-
tel− und Osteuropas ist durch
eine hohe Arbeitslosigkeit,
sinkende Pro−Kopf−Einkom-
men und massive Staatsver-
schuldung geprägt. Nur soist
auchzuerklären, was auf den
ersten Blick verblüffen mag:
dass einmal befreite Frauen
trotz erlebter Gewalt und Ab-
schiebung wieder in alte Mi-
lieus, häufig sogar zum glei-
chen Zuhälter, zurückkehren.
Und dass, mit verschärften
EU−Asyl− und Einwanderungs-
gesetzen, i mmer mehr Frauen
das Risiko der illegalen Ein-
wanderung wagenundsichin
die Abhängigkeit von Schlep-
pern und Menschenhändlern
begeben.

Die Angst− und
Armutsfalle
"Ich habe noch nie eine

Frau gehabt, der es zu Hause
gut gegangen und die aus pu-
rer Abenteuerlust als Prosti-
tuierte in den Westen gekom-
men ist", betont Barbara
Filepak von der Hurenselbst-

LUXEMBURG

Lukrativund ohne RisikoEs magzwar kaum
eineRbezeugen, doch
Menschenhandel gibt es
auchin Luxemburg.

Fehlende Beweiseführen
dazu, dassdieTäter
unbehelligt bleiben.

Sie stammen aus osteu-
ropäischen Ländern wie der
Ukraine, Weißrussland, Bos-
nien, Russland oder Polen:
Sexarbeiterinnen, die in so
genannten Cabarets i mBahn-
hofsviertel und anderswo
die Wünsche ihrer Kunden
befriedigen. Nach(voyeuristi-
scher) Unterhaltung, dennzu-
mindest offiziell arbeiten die
Frauen als "Artistinnen": Sie
tanzen, ziehen sich aus und
ani mieren ihre Kundschaft
dazu, teuren Champagner zu
trinken. Ihren Aufenthalt in
Luxemburgregelt ein Visum−
undein Arbeitsvertrag mit ei-
nemder über 60 Cabarets i m
Land. Sechs Monate i mJahr
dürfen sie laut Gesetz blei-
ben und zumindest auf dem
Papier steht ihnen ein Min-
destlohn von rund 62 Euro
(2.500LUF)täglichzu, densie
bei AbflugamFindel nachwei-
sen müssen. Klare, kontrol-
lierbare Regeln, wie es
scheint. Ist Menschenhandel
hierzulandealsokein Thema?
"Luxemburg ist keine In-

sel", hatte Marie−Anne Ro-
desch−Hengesch auf einer
Pressekonferenz Anfang Ok-
tober betont. Auch wenn bis-
lang nicht ein einziger Men-
schenhandelsprozess vor
luxemburgischen Gerichten
verhandelt wurde − zur Ent-
warnung sieht die Direktorin
der "Fondation Maison de la
porte ouverte" keinen Grund.
Sieist sichsicher: Menschen-
handel, Zwangsprostitution
und Zuhälterei gibt es auch
imGroßherzogtum.
Tatsächlich spricht einiges

dafür, dass es in vielen Eta-
blissements keinesfalls nur

darum geht, Sekt zu verkau-
fenundzuposieren. "Treppen
putzen" lautet der Euphemis-
mus der Frauenfürjene Kaba-
retts, in deren Séparées Män-
ner ihre sexuellen Wünsche
erfüllt bekommen. Wie viele
Einrichtungen es gibt, die so-
mit den verbotenen Tatbe-
stand der Förderung von
Prostitution erfüllen, die qua-
si als Bordellefungieren, weiß
Rodesch nicht. Aufgrund von
Gesprächen mit Betroffenen,
die in den vergangenen Jah-
ren in den Schutzhäusern ih-
rer Organisation Unterschlupf
gesucht haben, geht sie aber
davon aus, dass es "einige"
sind.

Mit Menschenhandel und
Zwangsprostitution haben
diese Fakten allerdings nicht
zwangsläufig etwas zu tun.
Artikel 379bis des Gesetzes
vom 31. Mai 1999 definiert
den "traite des êtres hu-
mains" wiefolgt: "Quiconque,
pour satisfaire les passions
d'autrui, aura embauché,
entraîné ou détourné, même
avec son consentement, une
autre personne en vue de la
prostitution ou de la débau-
che, soit sur le territoire du
Grand−Duché, soit dans un
pays étranger". Das Strafmaß
beträgt ein bis drei Jahre Haft
und eine Geldstrafe in Höhe
von 251 bis 50.000 Euro. Übt
ein Menschenhändler zusätz-
lich Gewalt aus und nutzt die
Hilflosigkeit des Opfers wis-
sentlich aus, macht er sich
des schweren Menschenhan-
dels schuldig, der mit ein bis
fünf Jahren Knast bestraft
wird. Wie viele Sexarbeiterin-
nen jährlich illegal nach

Luxemburg kommen, von
skrupellosen Menschenhänd-
lern unter Vorspiegelung
falscher Tatsachen für ein
paar Tausender an Zuhälter
verkauft, ins Ausland ge-
schleust und dann zur Prosti-
tution gezwungen werden,
darüber gibt es keine Statis-
tik. I m Nachbarland Deutsch-
land werden laut Bundeskri-
minalamt jährlich rund 800
Opfer von Menschenhandel
polizeilich bekannt, Tendenz
steigend.

Via Luxair ins Cabaret
In Luxemburg finde Men-

schenhandel nicht in dieser
Formstatt unddas Phänomen
nehmeauchnicht zu, heißt es
derweil aus hiesigen Polizei-
kreisen. Die BeamtInnen ge-
henvielmehr davonaus, dass
der weit überwiegende Teil
der ausländischen Frauen i m
Rotlichtmilieustatt durchkri-
minelle Schleuser über den
gesetzlich vorgeschriebenen
Weg ins Großherzogtum ge-
langen: Landung auf demFin-
del, Gang zum Arbeitgeber,
der wiederum die Frau bei m
Justizministerium anmeldet
und dort deren Pass bis auf
weiteres hinterlegt, Abflug
binnen Frist zurück ins Hei-
matland. Das wirksamzukon-
trollieren, erweist sich aber
als schwierig, wie die Polizei
selbst einräumt. Ob die Frau-
entatsächlichi mHei matland
ankommen, ob sie dort nicht
wieder von organisierten
Zuhälternin Empfang genom-
men werden und ihr schwer
verdientes Geld abgenommen
bekommen, wissen die Beam-
tInnen nicht. Auch über die
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WasinihrenSéparées geschieht, kann die Polizei oft nur vermuten. Kameras und merkwürdige Gesetze erschweren effektive
Razzien. (Fotos: Ines Kurschat)

_________________________
Eine Arbeitsgruppe, beste-

hendaus Mitarbeiterinnen des
Frauenministeriums undder

"Fondation Maison delaporte
ouverte" arbeitet zurzeit im
Rahmendes Daphné−Projekts

an einer Broschüre zum
Thema Menschenhandel.
Dieserichtet sichin erster

Linie anjene, die beruflich mit
demThemazutun haben und

rechtlicheInformationen
sowie Ansprechpart-
nerInnen benötigen.

Wersichzudemgenauer über
die Probleme der(deutschen)
Strafverfolgunginformieren

will, demsei das Buch
"Probleme derStrafverfolgung
unddes Zeuginnenschutzesin
Menschenhandelsprozessen"
vonSolwodi e. V. empfohlen.

ISBN3−8311−4190−8

Einlängerer Artikel zumeuro-
päischen Menschenhandel,
wenngleich mit zweifelhafter
"Kundenanalyse", steht im

ForumNr. 220.

Leuchtreklamen wie diese
findet man(n)imLuxem-
burger Bahnhofsviertel
zuhauf.
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hilfe e.V. Saarbrücken. Die
Frage nach der Freiwilligkeit,
von Polizei und Justiz häufig
hervorgestrichen, bekommt
vor demHintergrund struktu-
reller Zwänge, emotionaler
und finanzieller Abhängigkei-
tensowiefehlender Alternati-
ven eine neue Di mension. Da
überrascht es wenig, dass
sich kaum Zeuginnen finden
lassen, die bereit sind, gegen

POLIZEIRAZZIAIN BOSNIEN

Tropfen auf den SteinAn demGeschäft mit
Frauen und Sexver-
dienenviele. Korrupte
Beamtesind ein Grund,
warumderinternationale
Kampf gegen Menschen-

handel und Zwangs-
prostitution so
schwierigist.

Celhia de Lavarèneist sau-
er. "Merde", schi mpft diefran-
zösische Leiterin der in Bos-
nien stationierten internatio-
nalen Polizeisondereinheit
STOP (UNSpecial Trafficking
Operation Project). Schon
wieder sind sie und ihre Be-
amten zu spät gekommen:
Nicht denBesitzer des"Eros",
eines rund 30 Kilometer von
der bosnischen Hauptstadt
Sarajevo entfernt gelegenen
Nachtclubs und Bordells, ha-
ben sie angetroffen, sondern
eine Hand voll männlicher
Gäste− sowie17 Frauen, diein
dem schick hergerichteten
Etablissement als Prostituier-
tearbeiten.
"Irgendjemandplauderti m-
meretwasaus", ärgert sichde
Lavarène über die vertane
Chance, wenigstens einender
Profiteure von Frauenhandel
und illegaler Prostitution in
Bosnien zu ergreifen. Ge-
schützt von einem Dutzend
vom Innenministerium ge-
stellter Spezialpolizisten in
schwarzen Sturmhauben, ste-
hen sie undihre Beamten um
die Rumäninnen, Molda-
wierinnen und Ukrainerinnen
herum.
Ob die Frauen freiwillig

hier sind oder zur Prostitu-
tiongezwungen wurden, lässt
sich in dieser Nacht nicht
mehreruieren. Erst amnächs-
ten Tag, in einer Anfang des
JahresinSarajevospeziell für
die Anhörungengeschaffenen
Unterkunft, werdenrundzwei
Dutzend deutsche, französi-
sche und irische Polizisten
die Frauen befragen, wie sie
in das Bordell gelangt sind.
Aussagen machen, das hat
sich nach einem Jahr STOP−
Programm und fast 2.000 In-
terviews gezeigt, werden die
wenigsten. Warumauch? Die
bosnische Justiz betrachtet
Frauenhandel i mmer nochals
Kavaliersdelikt, erst i m Juli
wurde in Vitez ein Fall be-
kannt, wo der Staatsanwalt

dem Besitzer eines Bordells
Straffreiheit zugesichert hatte
− i mGegenzug erhielt der An-
kläger freie Verfügungsgewalt
über die zur Prostitution ge-
zwungenen Frauen. Von den
56 Barbesitzern, die i mletz-
ten Jahr in Bosnien verurteilt
wurden, sitzen lediglich fünf
tatsächlichhinter Gittern.
"WenndieJustizihre Arbeit

nicht macht, dann müssen wir
eben doppelt so viel arbei-
ten", erklärt deshalb Lava-
rène, die seit einemJahr das
UN−Sonderprogramm STOP
zur Ergreifung von Verant-
wortlichen für Frauenhandel
und illegale Prostitution lei-
tet. Nur 50 Beamte der 1.600
Mann starkeninternationalen
UNO−Polizeitruppe IPTF ste-
hen ihr für die kräftezehren-
den Razzienin Bordellen und
Nachtclubs zur Verfügung.
Weitere 150 bosnischePolizis-
ten komplettieren die neun
Teams, die fast jede Nacht ir-
gendwoin Bosnienunterwegs
sind.
200 Bars und Clubs wurden

so in den vergangenen zwölf
Monaten durchsucht, i mmer-
hin 182 Frauen konnte die
Rückkehr in ihre Herkunfts-
länderermöglicht werden. An-
gesichts ständig neuer Tricks
der Schlepper, Rumäninnen,
Ukrainerinnen und Molda-
wierinnen nach Bosnien zu
schleusen, ist das allerdings
nicht mehr als ein Tropfenauf
den heißen Stein. Dass die
Barbetreiber jährlich weiter-
hin Millionen mit den ver-
schleppten Frauen scheffeln,
kann die Einheit allein nicht
verhindern.
Die Erfolge sind auch des-

halb mäßig, weil bosnische
Beamte die Bordellbesitzer
i mmer wieder gegen Aufbes-
serung ihres schmalen Ge-
halts vorabvongeplantenZu-
griffen informieren. Solch au-
genzwinkernde Kumpanei hat
dazu geführt, dass das State
Department in Washington

Bosnien i mJuni in die Kate-
gorie "Tier 3" jener Länder
einordnete, in denen die Re-
gierungen "sich weigern, das
Problem des Frauenhandels
zur Kenntnis zu nehmen".
Sollte die ExekutiveinSaraje-
vobis zumnächstenFrühjahr
keine überzeugenden An-
strengungen unternehmen,
die Missstände zu beheben,
droht ihr der Entzug von Ent-
wicklungshilfegeldern in Hö-
he von mehreren Millionen
US−Dollar.
Nicht nur aus diesem

Grund können de Lavarène
und ihre Beamten kaumver-
stehen, weshalb die Europäi-
sche Union das bislang von
der UNO betreute STOP−Pro-
gramm zum Jahresende ein-

Die WareFrau
Menschenhändler, die Frauen für ei n paar
Tausender an ausländische Bordelle und Zu-
hälter verkaufen undzur Prostituti on zwingen,
si nd i nternational auf dem Vormarsch. Die
Aufdeckung und Strafverfolgung dieser un-
menschlichen Verbrechen, i n Luxemburg und
anderswo, gestaltet sich jedoch als äußerst
schwieri g.

mutmaßliche Menschenhänd-
ler auszusagen − die sich in
der Regel über Grenzen hin-
weg organisieren, manchmal
über gute Kontaktezukorrup-
ten Helfershelfern bei der Po-
lizei verfügen und ihre Opfer
noch Jahre später bis in ihr
Heimatland verfolgen kön-
nen. Wenn dann auch noch,
wie zurzeit in Luxemburg,
kein Zeugenschutzprogramm

existiert, schwinden alle
Chancen, die dringend benö-
tigten Beweise zubekommen.
Der Justizminister kann zwar
nacheigenemErmessen mög-
lichen ausländischen Zeugin-
nen für die Gerichtsverhand-
lung den Aufenthalt bewilli-
gen, aber von Polizei und
NGOs seit Jahren geforderte,
wichtige Schutzmaßnah-
men wie die Sicherung der
persönlichen Daten vor Aus-
spähung und Weitergabe,
anonymisierte Aussagen i m
Ermittlungsverfahren oder
die vorübergehende Ausstat-
tung mit einer neuen Identi-
tät − in den Nachbarländern
längst Realität − sind bislang
nicht vorgesehen. Bisher hat
denn auch noch keine Zeugin
in einem Menschenhandels-
prozess ausgesagt, obwohl es
Ermittlungen in diese Rich-
tung in Luxemburg gegeben
hat. Die Zeuginnen waren
aber amTag der Vernehmung
spurlos verschwunden. Im-
merhin: Auf Nachfrage heißt
es aus demMinisterium, man
arbeite an einem entspre-

chenden Gesetzestext. Offen-
sichtlich tragen verstärkte
Bemühungeni mKampf gegen
den Menschenhandel auf in-
ternationaler und europäi-
scher Ebene dazu bei, dass
endlich auch hierzulande
überfällige rechtliche Rah-
menbedingungen geschaffen
werden.

Doch auch wenn professio-
nelle Schutzprogramme hier-
zulande bald möglich sein
könnten, es gibt noch weitere
juristische Hindernisse, wel-
che die polizeiliche Ermitt-
lungsarbeit erschweren. Raz-
zien durchzuführen gestaltet
sich hierzulande als äußerst
schwierig. Dasliegt einerseits
sicherlich daran, dass instal-
lierte Kameras und Türwäch-
ter verdächtige Cabaretbesit-
zerInnenvorwarnen. Szenebe-
kanntePolizisten, dieseit Jah-
ren auf i mmer gleichen Plät-
zen eingesetzt werden, tun
ein Übriges. Noch mehr Kopf-
zerbrechen allerdings berei-
tet den Behörden ein Urteil,
das i m Februar vergangenen

Jahres ergangen ist. Darin
wurden Razzien, welche die
Staatsanwaltschaft bei einer
der Zuhälterei höchst ver-
dächtigen Barbetreiberin ver-
anlasst hatte, i m Nachhinein
als unrechtmäßig erklärt. Die
diensthabenden Polizeibeam-
tInnen hätten in einem Be-
richt zunächst detailliert all
jene Beweise aufführen müs-
sen, die eine solche Durchsu-
chung gerechtfertigt hätten,
urteilten die eifrigen Richter
unter Berufung auf entspre-
chende Gesetzeaus demJahr
1791 und 1935 (sic!). Bleibt
die Frage, wofür eine Razzia
gut sein soll, wenn doch
sämtliche Beweiseschonvor-
liegen ... Insider berichten
nun, das Urteil habe Spuren
bei der Motivationder Polizei
hinterlassen: Ausgerechnet
die für die Strafverfolgung
von Menschenhandel und
Zwangsprostitutionso wichti-
gen Razzien fänden i mmer
seltener statt.

Gelöst ist das Problemdes
Menschenhandels freilich

auchdurcheine dichtere Poli-
zeikontrolle und effektivere
Strafverfolgung nicht. So lan-
ge der Europäische Ratiners-
ter Linie Schleusernetze und
die organisierte Kri minalität
für das Phänomen verant-
wortlich macht, so lange die
Einwanderungspolitik unhin-
terfragt bleibt unddieFestung
Europa weiter abgeschottet
wird undsolange esin der ei-
genen Heimat keine Perspekti-
venfür einakzeptables Leben
gibt, werden Menschen wei-
terhin den illegalen und ge-
fährlichen Weg in den ver-
meintlichen Wohlstand su-
chen. Und sie kommen auch
nachLuxemburg.

Ines Kurschat

stellen will. Ab Januar 2003
überni mmt die EU mit nur
noch 600 Mann die umzwei
Drittel gestutzteinternationa-
le PolizeitruppeIPTF− die Ar-
beit der STOP−Sondereinheit
soll dann vornehmlich Sache
der lokalen Polizei sein und
ansonsten in den Rest der
IPTF−Tätigkeiten integriert
werden. Ein Zustand, den
selbst die STOP−Kritikerin Az-
ra Hasanbegovic, Vorsitzende
der bosnischenFrauenorgani-
sation Zena BiH, nicht akzep-
tieren kann. "Auch wenn
Nichtregierungsorganisatio-
nen bei der Betreuung der
aus den Bordellen befreiten
Frauen sicherlich bessere Ar-
beit geleistet hättenals STOP,
ist das Projekt wichtig für
Bosnien. Schließlichist es die
einzige Einheit, die aktiv ge-
genFrauenhandel vorgeht."
WaruminBrüssel bis heute

keiner auf das Flehen de La-
varènes gehört hat, die Ein-
heit zu erhalten, ist noch aus
einemanderen Grund unver-

ständlich. Dennerst EndeJuli
hatte ein Bericht des UN−
Kinderhilfswerkes Unicef, der
UN−Flüchtlingsbehörde UN-
HCRund der Organisationfür
Sicherheit und Zusammenar-
beit (OSZE) ein schlechtes
Licht auf die Anstrengungen
der internationalen Gemein-
schaft geworfen, dem Ge-
schäftemachen mit dem Sex
entschieden entgegenzutre-
ten. JederzweiteBordellbesu-
cher in Bosnien ist demnach
ein Ausländer − in der Regel
sind es Angehörige der Nato−
geführten Sfor−Einheiten, die
die Dienste der oftmals zur
Prostitution gezwungenen
Frauenin Anspruchnehmen.

Markus Bickel

Die ArtistinneninLuxemburgs Cabarets kommenvor allemaus Mittel− und Osteuropa.

Markus Bickel istfreier
Journalist undlebt zurzeit

inSarajevo.


